Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache l\/21 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der SPD 


betr. Festnahme des jugoslawischen Staatsangehö- 
rigen Vracaric 


Wir fragen die nuiideüreyiuruiig : 

1. Hat das Bundeskriminalamt bei seinem an die Bundesan- 
waltsdiaft gerichteten Bericht in Sachen des jugoslawischen 
Staatsangehörigen Vracaric die dem Fahndungsersuchen von 
1941 zugrunde liegenden Tatumstände geprüft? 

2. Wenn ja : Warum wurden bei einer solchen Prüfung die ein- 
schlägigen völkerrechtlichen Bestimmungen nicht beachtet? 

3. Wer hat dem Bundeskriminalamt mitgeteilt, daß Herr Vrn- 
caric nach Deutschland zu reisen beabsichtigte? 

4. Findet eine Überwachung von Ausländern in mittelbarer 
Weise statt, durch wen und auf welcher Rechtsgruncllac|c' ? 

5. Was war der Anlaß, einen Ilaftbefcdil liorbeizufülircMi ; etwa 
Unterbrediuncj der Verjährung? 

n. Hat die Bundesanwaltschafl, bevor sie den Antrag au den 
ßiindesgeriditshof aus § 13a StPO c|c'Slelll hat, dem Vor- 
gang auch in der Sache geprüft? 

7. Aufgrund wcdcher IJnterlagcm hat der Bundesgerichtshof 
denn Antrag dc^r Bundesanwaltschafl entsprochen? 

B. Aufgrund weldier Unterlagen hat die Staatsanwaltschaft 
in Konstanz den Haftbefehl beantragt, und aufgrund weldier 
Unterlagen hat das Amtsgericht den Haftbefetil erlassen? 

9. Nach der Verhaftung sind die entscheidenden Feststellungen 
in kürzester Zeit getroffen worden. Warum ist das nidil 
unverzüglich und spätestens schon nach hrlaß des Haftbe- 
fehls geschehen? 
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10. Ist während des ganzen Verfahrens nidit einmal die Präge 
aiifgetaudit, ob es sidi um eine militärische Kampfhandlung 
eines ausländischen Staatsangeliörigcm im Kriege gehandelt 
liat? 

11. Wie ist es möglich, daß der zuständige Generalstaatsanwalt 
und das zuständige Landesjustizministerium nicht vorher 
von den beabsichtigten Schritten der Staatsanwaltschaft 
Konstanz unterrichtet worden sind? 

12. Sind im Zusammenhang mit diesem Verfahren Akten ver- 
nichtet worden? Wenn ja, warum und auf welcher Rechts- 
grundlage? 

13. Hält die Bundesregierung die Verhaftung des jugoslawi- 
schen Staatsangehörigen Vracaric für vereinbar mit den 
Rcchtsgrundsätzen der Bundesrepublik Deutschland? 

14. Was beabsiditigt die Bundesregierung erforderlichenfalls 
im Zusammenwirken mit den Landesregierungen zu tun, um 
Mißgriffe zu verhindern? 

1.5. Werden unsere Fahndungsblätter nunmehr daraufhin über- 
prüft, ob nodi altc^ Ersuchen aus der NS-Zeit in ihnen ent- 
halten sind? 

16. In welcher Weise wird Ersatz für eine eindeutig unschul- 
dig erlittene Untersuchungshaft erstattet, und in welcher 
W<?isc' wird eine hinrcdchcmde Entschuldigung vorgebracht? 


Bonn, den 16. November 1961 


Ollenhauer und Fraktion 



